
In der Senatssitzung am 18. August 2026 beschlossene Antwort 

Anfrage L08 
 
 
Angriffe auf medizinisches Personal: Wie steht der Senat zum Referentenwurf 
zur Stärkung des strafrechtlichen Schutzes? 
 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 25. Juni 2026 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat den Referentenentwurf des Bundesjustizministeriums zur 
Stärkung des strafrechtlichen Schutzes des Gemeinwesens, der unter anderem 
Mitarbeiter der Gesundheitsberufe künftig unter besonderen Schutz stellen soll? 
 
2. Welche Stellungnahme wurde dazu zu den im Referentenentwurf vorgesehenen 
Änderungen abgegeben? 
 
3. Auf welcher Grundlage kommt der Senat – anders als das 
Bundesjustizministerium – in seinem Bericht zum Antrag der FDP-Fraktion „Gewalt 
gegen medizinisches Personal konsequent begegnen“ vom 24. April 2026 zu der 
Einschätzung, dass der derzeitige strafgesetzliche Rahmen ausreichend sei? 
 
 
Zu Frage 1: 
Der Referentenentwurf will die Strafbarkeit bei Angriffen auf medizinisches Personal 
verschärfen. Geplant ist ein neuer Tatbestand in § 116 Strafgesetzbuch. Er soll 
Ärztinnen und Ärzte, Angehörige anderer Heilberufe und andere Mitarbeitende 
ähnlich schützen wie Vollstreckungsbeamte. Zudem soll es künftig strafschärfend 
wirken, wenn eine Tat die Gemeinwohlversorgung beeinträchtigt. 
Bremen ist sich der zunehmenden Gewalterfahrungen von Mitarbeitenden im 
Gesundheitswesen bewusst und verurteilt diese Entwicklung aufs Schärfste. Die 
angedachte Erweiterung des Strafrechts kann aus Sicht des Senats andere 
Maßnahmen jedoch allenfalls flankieren. Präventive Maßnahmen sowie deren 
nachhaltige Finanzierung und Implementierung im Gesundheitswesen haben für den 
Senat daher Priorität.   
 
Zu Frage 2: 
Der Senat sieht die vorgesehenen Änderungen im Strafgesetzbuch als geeignet an, 
um die Funktionsfähigkeit des Rechtsstaates zu sichern. Er hat den Gesetzentwurf 
grundsätzlich als Signal begrüßt. Gleichzeitig wird die reine Ausweitung des 
Strafrechts nicht die Lösung des Grundproblems sein und muss rechtspolitisch 
sorgsam abgewogen werden. 
 
Zu Frage 3: 
Für den Senat liegt hier kein Widerspruch vor. Schon heute sind Beleidigungen, 
Bedrohungen und Körperverletzungen konsequent strafbar. Gerichte können die 
besonderen Umstände einer Tat schon jetzt strafschärfend berücksichtigen. Eine 
Reihung immer neuer Sonderstrafrechtstatbestände ist deswegen rechtspolitisch 
nicht unkritisch. Entscheidend für den Schutz der Beschäftigten sind zwei Dinge: 
wirksame Prävention im Alltag und eine schnelle, spürbare Ahndung durch die Justiz. 


